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wegen der Vergabe von Planungsleistungen für die Errichtung eines Laborgebäudes für Ver-

fahrens- und Systemtechnik hat die 2. Vergabekammer beim Landesverwaltungsamt Sach-

sen-Anhalt am 24.07.2007 durch den Vorsitzenden Oberregierungsrat Oanea, den haupt-

amtlichen Beisitzer Winklhofer und die ehrenamtliche Beisitzerin Steinforth auf die mündliche 

Verhandlung vom 12.07.2007 beschlossen:  

 

Dem Antragsgegner wird aufgegeben, das Verhandlungsverfahren ab Versendung einer 

aussagekräftigen Aufgabenstellung an die zur Verhandlung aufgeforderten Bewerber unter 

Beachtung der Rechtsauffassung der Vergabekammer zu wiederholen. Im Übrigen wird der 

Hauptantrag des Antragstellers zurückgewiesen. 

 

Der Antragsgegner und die Beigeladene haben die Kosten des Verfahrens als Gesamt-

schuldner zu tragen. Die Kosten werden auf € … festgesetzt.  

 

Der Antragsgegner und die Beigeladene haben als Gesamtschuldner die zur zweckentspre-

chenden Rechtsverfolgung notwendigen Aufwendungen des Antragstellers zu tragen.  

 

Die Hinzuziehung eines Bevollmächtigten für den Antragsteller war erforderlich. 

 

Gründe 
I. 

Der Antragsgegner leitete erstmalig am 25.02.2005 einen Offenen Realisierungswettbewerb 

„Vorentwurf als Bauwerksplanung für den Neubau eines Laborgebäudes für Verfahrens- und 

Systemtechnik der …“ auf der Grundlage der VOF 2002 durch die Absendung der Wettbe-

werbsbekanntmachung an das Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-

ten ein. 

 

Für die Bewertung des Vorhabens hat er folgende Kriterien im Bekanntmachungstext veröf-

fentlicht:   

- Raumprogramm und funktionale Anforderungen 

- Qualitative Bedarfsforderungen (baulicher Standard) 

- Gestalterische und räumliche Qualität 

- Investitions- und Folgekosten, Investitionskostenrahmen 

- Wirtschaftlichkeit (anhand von Orientierungs-, Kenn- und Planungsdaten, z.B. 

BGF/HNF; BRI/BGF) 

- Ökologische, insbesondere energetische Anforderungen und Umweltverträglichkeit 
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Eine Gewichtung dieser Kriterien war nicht angegeben. 

 

Gemäß Bekanntmachung war vorgesehen, die ersten fünf Preisträger zu prämieren und dem 

Gewinner oder den Gewinnern des Wettbewerbes den Dienstleistungsauftrag zu erteilen. 

Hierbei war die Entscheidung eines eigens dafür eingesetzten Preisgerichtes für den 

Antragsgegner bindend. 

 

An 27 Unternehmen wurden die Auslobungsunterlagen versandt. Aus diesen konnten die 

Bewerber u.a. nachstehende Informationen zum Bauvorhaben entnehmen: 

1. Teil A Wettbewerbsbedingungen z.B.: 

- Anlass und Zweck des Wettbewerbs 

- Preisrichter, Sachverständige und Vorprüfer 

- Wettbewerbsunterlagen wie Stadt- und Lagepläne, diverse Ansichten, Kostenschät-

zung nach DIN 276 

- u.a. Wettbewerbsleistungen die von den Teilnehmern verlangt werden wie Grundris-

se einschl. Freiflächengestaltungsplan, alle Ansichten, Gegenüberstellung der Soll-

Ist-Werte auf das Raumprogramm, nachvollziehbare Berechnung der Flächen und 

Rauminhalte nach DIN 277 

- Erläuterungsbericht (max. 3 DIN A4 Seiten) 

2. Teil B Wettbewerbsbeschreibung: 

- Geschichte der … 

- Städtebauliche Einordnung und Entwicklung 

- Anlass und Ziel des Wettbewerbes 

- Lage des Wettbewerbsgrundstückes 

- Städtebauliche Rahmenbedingungen 

- Ver- und Entsorgung des Grundstückes 

- Funktionale Anbindung innerhalb des Campus 

- Gesamtkonzept 

- Interne Erschließung 

- Funktionalität, Ausstattung 

- Konstruktion und technische Anforderungen 

- Wirtschaftlichkeit und Ökologie 

- Bauordnungsrechtliche Bedingungen 

- Raumbedarfsplan 

- Kosten 
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Insgesamt reichten 26 Unternehmen die Angebote ihrer Planungsleistungen bei dem An-

tragsgegner ein. 

Darunter waren auch die beiden Ingenieurbüros … (im Folgenden: …) und die … 

 

Das Preisgericht prämierte im Juli 2005 u. a.: 

 

1. Preis: … 

2. Preis: … 

 

Im August 2005 nahm der Antragsgegner ausschließlich mit der … Auftragsverhandlungen 

auf. 

Das Ingenieurbüro … wurde mit der Erstellung der Tragwerksplanung beauftragt. In mehre-

ren Verhandlungsrunden wurden u.a. folgende Themen erörtert: 

- Optimierung des Planungsentwurfes in wirtschaftlicher Hinsicht sowie in Hinsicht auf 

die Investitions- und Folgekosten, 

- Abstimmung zum Tragwerk am 07.09.2005 im Hause des …, 

- Planungsbesprechung am 05.10.2005 u.a. mit Antragsgegner, …. 

Der Antragsgegner schloss im Dezember 2005 mit der … jeweils einen Vertrag über Freian-

lagen, Verkehrsanlagen sowie Gebäude. Gegenstand der Verträge war die Erarbeitung der 

Haushaltsunterlage – Bau (HU-Bau) für die Grundleistungen der Leistungsphasen 2 bis 4  

des § 15 der HOAI.  

 

Nach einer Prüfung der HU-Bau durch den Landesrechnungshof äußerte dieser in einer Be-

sprechung zwischen Vertretern des Antragsgegners und Vertretern des Ministeriums für Bau 

und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt erhebliche Bedenken gegen die Wirtschaftlichkeit 

des beabsichtigten Bauvorhabens, insbesondere im Hinblick auf die gewählte Form des 

Baukörpers und die Fassadengestaltung. Im Ergebnis wurde entschieden, die …     nicht 

weiter zu beauftragen und stattdessen mit allen Preisträgern des Wettbewerbes Verhand-

lungsgespräche zu führen.  

 

Der Antragsgegner kündigte daraufhin mit Schreiben vom 26.01.2006 (Posteingang am 

30.01.2006) die Verträge mit der ….  

 

Am 27.01.2006 übersandte der Antragsgegner allen fünf Preisträgern des Wettbewerbs per 

Fax eine Einladung zu einem Symposium. Gleichzeitig erhielten sie einen auf den jeweils 

eigenen Entwurf des Adressaten gerichteten Fragenkatalog zwecks Klärung noch offener 

Aufgaben. 
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Insgesamt reichten 4 Planungsbüros am 31.01.2006 ihre ausgearbeiteten Fragenkataloge 

bei dem Antragsgegner ein. Am 01.02.2006 fanden dazu mit jedem einzelnen Preisträger 

und zeitlich gestaffelt Gespräche statt. 

 

Im Ergebnis der Verhandlungsgespräche entschied sich der Antragsgegner, im Ergebnis der 

Auswertung einer Punktematrix, die … mit der Bauwerksplanung für die Leistungsphasen 2 

bis 4 zu beauftragen. 

 

Die … rügte gegenüber dem Antragsgegner die beabsichtigte Auftragserteilung an die … 

als vergaberechtswidrig. Er half der Rüge nicht ab und erklärte der …, dass er rechtswidrig 

die anderen Preisträger im Rahmen der Auftragsverhandlungen übergangen hatte und er 

deshalb das Verhandlungsverfahren in diesen Stand zurückversetzte. Zur Auswertung der 

Antworten aller Bieter aufgrund des Fragenkataloges hatte er ein Formblatt erarbeitet, dass 

hinsichtlich des wirtschaftlichen Optimierungspotenzials eines jeden Angebotes eine Gewich-

tung der Einzelbereiche Planungsdaten (25%), Baukonstruktion (15%), Funktionszuordnung 

(15%), technische Anlagen (10%), Außenanlage (5%), Kosten und Terminplan (je 15%) vor-

nahm. 

 

Mit Schreiben vom 20.02.2006 leitete die … ein Nachprüfungsverfahren bei der 2. Vergabe-

kammer beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt ein. 

 

Die 2. Vergabekammer hatte den an den Antragsgegner zugestellten Nachprüfungsantrag 

der … ohne mündliche Verhandlung als unzulässig verworfen. 

 

Gegen diese ihr am 27.03.2006 zugestellte Entscheidung richtete sich die mit Schriftsatz 

vom 29.03.2006 erhobene und am 03.04.2006 beim Oberlandesgericht Naumburg einge-

gangene sofortige Beschwerde der …. 

 

Am 17.05.2006 hat der Vergabesenat des Oberlandesgerichts Naumburg der Antragsgegne-

rin untersagt, einen oder mehrere Verträge über die Erbringung von Architektenleistungen 

zur Bauwerksplanung für den Neubau eines Laborgebäudes für Verfahrens- und System-

technik der… mit einem Dritten ohne erneute Durchführung eines Wettbewerbes bzw. eines 

Verhandlungsverfahrens zumindest ab Bekanntmachung der Auftragskriterien, jeweils auf 

der Grundlage der VOF, abzuschließen, es sei denn, der Antragsgegner beauftragt die …mit 

der Fertigstellung der Arbeiten aus den Verträgen vom Dezember 2005.  
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Der Antragsgegner sandte daraufhin erneut am 29.11.2006 den Bekanntmachungstext zur 

Vergabe von Planungsleistungen für den Neubau eines Laborgebäudes für Verfahrens- und 

Systemtechnik der … im Verhandlungsverfahren an das Amt für amtliche Veröffentlichungen 

der Europäischen Gemeinschaften. 

 

Aus der Bekanntmachung ging hervor, dass es sich bei der ausgeschriebenen Leistung um 

die Gebäudeplanung nach § 15 HOAI gemäß RLBau – Aufstellung der HUBau (LPH 2-4) 

handelt. Optional war eine Weiterbeauftragung der LPH 5-8 vorgesehen.  

 

Entsprechend der Nr. IV.1.2 des Bekanntmachungstextes beabsichtigte der Antragsgegner 3 

bis 6 Teilnehmer zur Angebotsabgabe aufzufordern. Die objektiven Kriterien für die Auswahl 

der begrenzten Zahl der Bewerber legte der Antragsgegner in der Bekanntmachung wie folgt 

fest: 

1. Die Anzahl der mit der ausgeschriebenen Leistung vergleichbaren und erfolgrei-

chen Referenzen. 

2. Die Anzahl der vom Bewerber vorgesehenen Mitarbeiter und deren besondere 

berufliche Erfahrung für die ausgeschriebene Leistung sowie deren Stellvertreter. 

3. Sollte nach Anwendung der unter 1. und 2. genannten Kriterien die festgesetzte 

Höchstzahl nicht erreicht werden, entscheidet das Losverfahren unter notarieller 

Aufsicht. 

Eine Gewichtung dieser Kriterien war nicht angegeben. 

 

Der Antragsgegner beabsichtigte, dem wirtschaftlich günstigsten Angebot den Zuschlag zu 

erteilen. Die Auftragskriterien versandte er mit den Verdingungs-/Ausschreibungsunterlagen 

an die aufgeforderten Wirtschaftsteilnehmer. 

 

Insgesamt gingen 53 Bewerbungsunterlagen fristgemäß bis zum 05.01.2007 bei dem 

Antragsgegner ein. Davon waren 36 Bewerbungsunterlagen vollständig.  

 

Aufgrund der in der Bekanntmachung angegebenen Eignungskriterien und einer Gewichtung 

über ein Punktesystem ermittelte der Antragsgegner neben drei anderen Teilnehmern die 

Antragstellerin und die Beigeladene, die zum Verhandlungsgespräch eingeladen wurden. 

Die Punktebewertung der Eignungskriterien wurde den Teilnehmern nicht mitgeteilt. 

 

Mit Schreiben vom 26.04.2006 übersandte der Antragsgegner außer den  Einladungen zum 

Verhandlungsgespräch auch einen Fragenkatalog. Dieser beinhaltete nachstehende Auf-

tragskriterien und ihre Wichtung: 
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- Zweckmäßigkeit   30% 

- Ausführungszeitraum  30% 

- Qualität    30% 

- fachlicher oder technischer Wert 10% 

 

Jedes Auftragskriterium war in mehreren Unterkriterien aufgeteilt. Eine Punktebewertung der 

Unterkriterien teilte der Antragsgegner nicht mit.  

Die Fragenstellungen enthielten keine spezifischen Anforderungen an eine Planung eines 

Laborgebäudes für Verfahrens- und Systemtechnik für die …. 

Dem Fragenkatalog lagen außerdem Hinweise zum Ablauf des Gespräches sowie ein Aus-

zug aus der Liegenschaftskarte bei. 

 

Der Antragsgegner führte die Gespräche am 10. und 11.05.2007 mit den ausgewählten Teil-

nehmern durch.  

 

Das Verhandlungsgespräch mit dem Antragsteller fand am 10.05.2007 um 9:00 Uhr statt. 

Der Antragsgegner hatte eigens dafür eine Bewertungsjury bestehend aus zwei Vertreten 

des …, zwei Vertreten der …und zwei Vertretern der … gebildet.  

 

Die Verhandlungsabläufe und die Informationen zur Durchführung der Verhandlungsverfah-

ren waren lt. Protokollen für alle Bewerber gleich. Die Bewertungsjury bestand bei allen Ge-

sprächen aus dem gleichen Personenkreis, dieser stellte sich zum Anfang eines jeden Ge-

spräches vor  

 

Jedes Jurymitglied wertete während der Präsentation auf der Grundlage von Bewertungsbö-

gen gemäß der Auftragskriterien und deren Gewichtung die einzelnen Fragen des Kataloges 

mit einer Punktezahl zwischen 0 und 5 Punkten. Die Jurymitglieder haben dabei größtenteils 

ihre jeweilige Punktevergabe stichwortartig handschriftlich begründet. 

 

Im Anschluss aller Gespräche verlas jedes Jurymitglied seine Punktewertung, die ein Mitar-

beiter des … in einer Berechnungsmatrix erfasste. Das Ergebnis wurde dann den teilneh-

menden Vertretern des Antragsgegners und des Nutzers bekannt gegeben. Hierbei erzielte 

die Beigeladene den ersten Platz mit einer Gesamtbewertung von 4,81 Punkten und der An-

tragsteller mit 4,56 Punkten Platz zwei. 

 

Gemäß § 13 VgV benachrichtigte der Antragsgegner mit Schreiben vom 22.05.2007 alle 

Verhandlungsteilnehmer, dass er beabsichtige, den Auftrag der Beigeladenen zu erteilen.  
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Mit Schreiben vom 24.05.2007 rügte der Antragsteller die Verletzung des Transparenzgebo-

tes, des Wettbewerbsgebotes und des Gleichbehandlungsgebotes gemäß § 97 Absatz 1 

GWB, § 4 VOF sowie §§ 10 bis 13 VOF. Weiterhin bemängelte der Antragsteller, dass ihm 

keine hinreichenden Gründe für die Nichtberücksichtigung benannt wurden. Er forderte den 

Antragsgegner auf, die gerügten Verstöße bis zum 30.05.2007, 10:00 Uhr abzustellen.  

 

Der Antragsgegner beantwortete mit Schreiben vom 31.05.2007 das Rügeschreiben. Er er-

läuterte dem Antragsteller unter anderem, dass anhand einer Auswertungsmatrix der Verfah-

renssieger ermittelt wurde. Diese Matrix wurde als anliegende Tabelle dem Schreiben beige-

fügt und beinhaltete in Gegenüberstellung den Punktestand des Verfahrenssiegers und den 

des Antragstellers.  

Ebenfalls teilte er dem Antragsteller mit, dass sich die … zusammensetzt. Auch lägen ge-

mäß § 7 Abs. 2 VOF vollständige Bewerbungsunterlagen der Planungsgesellschaft vor, so 

dass die Teilnahme am Verhandlungsgespräch aufgrund der festgestellten Eignung gerecht-

fertigt sei.  

Weiterhin führt der Antragsgegner aus, dass es sich bei der Planungsgesellschaft um keinen 

vorbefassten Bewerber handele. Er räumte jedoch ein, dass die … aufgrund des vorange-

gangenen Architektenwettbewerbes bereits Leistungen für die Tragwerksplanung erbrachte. 

Er äußerte auch, dass Gegenstand des Vergabeverfahrens die Gebäude- und nicht die 

Tragwerksplanung war. Das aktuelle Vergabeverfahren basiere nicht auf dem im Jahr 2005 

durchgeführten Architektenwettbewerb.  

Abschließend vertrat er den Standpunkt, dass es sich im gegenwärtigen Vergabeverfahren 

um neutrale Auswahlkriterien handele, so dass kein Wettbewerbsvorteil aus dem im Jahr 

2005 stattgefundenen Architektenwettbewerb oder an dem damit im Zusammenhang ste-

henden VOF-Verfahren zur Vergabe der Fachplanungsleistungen erzielt werden könne. 

Mit Schreiben vom 01.06.2007 beanstandete der Antragsteller wiederum das Rügeantwort-

schreiben vom 31.05.2007 des Antragsgegners. Der Antragsteller bemängelte, dass die ver-

gebene Punktezahl durch die nicht detaillierte Auflistung pro Jurymitglied der jeweiligen Auf-

trags- und Unterkriterien weder erkennbar noch nachvollziehbar wäre. Es fehle immer noch 

an der Transparenz des Vergabeverfahrens.  

Er brachte außerdem zum Ausdruck, dass die Beigeladene auszuschließen sei, da sie einen 

Wettbewerbsvorsprung aus dem Wissen der Teilnahme am erfolgten Planungswettbewerb 

im Jahre 2005 und der Beauftragung der Tragwerksleistungen für diese Baumaßnahme ha-

be. 

Der Antragsteller forderte den Antragsgegner auf, den Vergaberechtsverstoß bis zum 

04.06.2007, 10:00 Uhr abzustellen. 
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Mit Schriftsatz vom 04.06.2007, 10:26 Uhr reichte der Antragsteller einen Nachprüfungsan-

trag bei der 2. Vergabekammer beim Landesverwaltungsamt ein.  

 

Die Vergabekammer hat diesen Antrag dem Antragsgegner noch am gleichen Tage zuge-

stellt. 

 

Der Antragsteller meint, es fehle bei dem Vergabeverfahren die notwendige Transparenz, da 

es für ihn nicht ersichtlich wäre, nach welchen Auswahlkriterien die Jurymitglieder zu ihrer 

Vergabeentscheidung gekommen seien.  

Nur um nicht doppelte Planungskosten für die Erstellung der HU-Bau zahlen zu müssen,  

beabsichtige der Antragsgegner der Beigeladenen den Zuschlag zu erteilen. 

Aufgrund der Mitwirkung bei der Erstellung der HU-Bau bezüglich der Objekt- und Trag-

werksplanung aus dem im Jahre 2005 eingeleiteten Vergabeverfahren habe die Beigeladene 

einen Wettbewerbsvorsprung gegenüber allen beteiligten Bietern.  

Durch eine laufende Abstimmung der Planungsleistungen mit dem Nutzer und dem 

Antragsgegner sei ein Wissensvorsprung zu den anderen Bietern bereits im vorangegange-

nen Vergabeverfahren entstanden.  

Die Beigeladene verfüge bezüglich des Raumprogrammes hinsichtlich Nutzeranforderungen  

wie z.B. Flächenkennziffern über Vorkenntnisse. Die Beigeladene habe dadurch ein weitest-

gehend vergleichbares Referenzobjekt auswählen und präsentieren können. Den übrigen 

Bewerbern habe der Antragsgegner außer dem Auszug aus der Liegenschaftskarte keine 

weiteren Mitteilungen zum Bauvorhaben übermittelt. Eine Gleichbehandlung aller Bieter sei 

somit nicht gegeben. Der Antragsgegner sei verpflichtet gewesen, die Beigeladene auszu-

schließen. Er habe gegen die Vergabegrundsätze des § 97 Abs. 1 und 2 GWB, und § 4 VOF 

verstoßen. 

 

Eine Aufforderung der Beigeladenen zur Teilnahme an den Verhandlungen hätte von Seiten 

des Antragsgegners nicht erfolgen dürfen. 

Weiterhin äußert der Antragsteller, dass trotz der allgemein gehaltenen Fragen ein Wissens-

vorsprung der Beigeladenen bestehe. 

 

 

Der Antragsteller beantragt, 

 

dem Antragsgegner zu untersagen, den Zuschlag zur Ausführung der Planungsleistungen 

Gebäudeplanung nach § 15 HOAI gemäß RLBau – Aufstellung der HU-Bau (Leistungsphase 

2 bis 4) für den Neubau Laborgebäude für Verfahrens- und Systemtechnik … der Beigelade-
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nen zu erteilen und dem Antragsgegner aufzugeben, den Zuschlag dem Antragsteller zu 

erteilen, 

 

hilfsweise den Antragsgegner zu verpflichten, dass Vergabeverfahren ab Auswahl der zu 

den Verhandlungen aufgeforderten Bewerbern zu wiederholen. 

 

Der Antragsgegner beantragt, 

 

den Nachprüfungsantrag vom 04.06.2007 zurückzuweisen. 

 

Der Antragsgegner führt aus, dass die behaupteten Verstöße gegen § 97 Abs. 1 und 2 GWB 

nicht vorlägen. Das Vergabeverfahren habe er unter Einhaltung der Wettbewerbsprinzipien 

des § 97 GWB sowie der Bestimmungen der VOF durchgeführt. Auch sei das Transparenz-

gebot nicht verletzt worden. 

Der Antragsgegner wies darauf hin, dass die Auftragskriterien keinerlei Fragenstellungen in 

Bezug auf eine Planung eines Laborgebäudes für Verfahrens- und Systemtechnik … bein-

halteten. Erworbene Kenntnisse über Raum- und Funktionsprogramme im Rahmen des Rea-

lisierungswettbewerbes hätten bei der Bewertung auf der Grundlage der Auftragskriterien 

keinen Einfluss gehabt. Auch habe der Antragsgegner keine Lösungsvorschläge zum Zeit-

punkt der Verhandlungsgespräche abgefordert. 

 

Um in diesem Vergabeverfahren den bestgeeigneten Bewerber unter der größtmöglichen 

objektiven Bewertung ermitteln zu können, habe er eine Jury eingesetzt. Nach den Präsenta-

tionen der Bewerber habe kein interner Austausch der einzelnen Bewertungen stattgefun-

den, so dass eine Beeinflussung der Jurymitglieder bzw. nachträgliche Änderungen ausge-

schlossen gewesen seien. Die Auswahl des bestgeeigneten Bewerbers sei einzig und allein 

anhand der erzielten Punkte vorgenommen worden.  

Die Mitteilung entsprechend § 13 VgV über die Gründe der Nichtberücksichtigung eines Be-

werbers könne sich deshalb nur auf die im Verhandlungsgespräch gewonnene Prognose 

bezüglich der Qualität des zu beauftragenden Ingenieurbüros, sowie der zu erwartenden 

Leistung stützen. Es wäre nicht notwendig eine detaillierte Auflistung über die Punkteverga-

be jedem nicht berücksichtigten Bewerber mitzuteilen. Dies wäre zudem nicht praktikabel. 

Der Antragsgegner sei letztendlich mit der zusätzlichen Übersendung der Bewertungsmatrix 

an den Antragsteller seiner Informationspflicht im Sinne des § 13 VgV hinreichend nachge-

kommen. 

Eine Beauftragung der … sei zu diesem Bauvorhaben zu keiner Zeit erfolgt. 
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Der Beigeladene beantragt, den Nachprüfungsantrag zurück zu weisen. 

Sie meint, die Grundsätze der Transparenz seien nicht verletzt. Im Übrigen sei weder die 

Beigeladene noch eines ihrer Mitglieder mit dem hier streitgegenständlichen Planungsleis-

tungen beauftragt worden. Zwar sei die Firma …Tragwerksplanung für den Neubau eines 

Laborgebäudes an der Universität beauftragt worden, dies stehe jedoch in keinem Zusam-

menhang mit der Aufgabenstellung im hiesigen Vergabeverfahren. Die Leistungen hätten 

sich auf den Entwurf des im Wettbewerb Erstplazierten bezogen. Dieses Vorhaben habe der 

Antragsgegner zwischenzeitlich aufgegeben. Es handele sich nunmehr schon wegen der 

unterschiedlichen Gebäudeform um ein völlig anderes Tragwerk. Es sei auch zutreffend, 

dass sich die … an dem Wettbewerb beteiligt hätte. Der Antragsgegner habe jedoch keine 

Angaben zu der Planung abgefordert, sondern lediglich Fragen zu der Leistungsfähigkeit 

gestellt. Die Beigeladene habe keine Wettbewerbsvorteile gegenüber den anderen Wettbe-

werbern. Es sei nicht dargelegt, welchen Einfluss das vermeintliche Sonderwissen auf die 

Vergabeentscheidung gehabt hätte. Im Übrigen seien die Ergebnisse des vorangegangenen 

Wettbewerbes veröffentlicht worden.  

 

Die Beteiligten haben ihr bisheriges Vorbringen in der mündlichen Verhandlung vom 

12.07.2007 vertieft und ergänzt. 

 

Der Antragsteller betonte nochmals, dass die Vergabeentscheidung des Antragsgegners 

nicht transparent sei. Der Antragsgegner trat dem entgegen. Er meint, dass ein anderes 

Vorgehen nicht praktikabel gewesen sei. Die Beigeladene führte aus, dass sie bei der Be-

antwortung der Fragen sich ausschließlich auf Erfahrungen aus anderen Projekten gestützt 

habe. Sie habe keine Wettbewerbsvorteile gehabt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung ver-

wiesen. 

Wegen des Sach- und Streitstands wird im Übrigen auf die eingereichten Schriftsätze sowie 

die Verfahrensakte Bezug genommen. 
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II. 
 

Der Antrag ist zulässig und teilweise begründet. 

 

 

1.Zulässigkeit 

 

a) Zuständigkeit 
 
Gemäß § 104 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl I S. 2140 ff.), geändert 

durch Artikel 2 Abs. 18 des Gesetzes vom 12. August 2005 (BGBl I S. 2354), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 01. September 2005 (BGBl I S. 2676), 

i.V.m. der Richtlinie über die Einrichtung von Vergabekammern in Sachsen-Anhalt 

(RdErl. des MW LSA vom 04.03.1999 – 63 - 32570/03, veröffentlicht im MBL. LSA 

Nr. 13/1999 S. 441 ff., geändert durch RdErl. des MW vom 8.12.2003 – 42 – 

32570/03, veröffentlicht im MBL LSA Nr. 57/2003) ist die 2. Vergabekammer beim 

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt für die Nachprüfung des vorliegenden Ver-

gabeverfahrens örtlich zuständig.  

 

Die Vergabestelle ist öffentlicher Auftraggeber im Sinne von § 98 Ziffer 1 GWB. 

 
Der maßgebliche Schwellenwert von 211.000 Euro für die Vergabe von Liefer- und Dienst-

leistungsaufträge gemäß des zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Ausschreibung gelten-

den § 100 Abs. 1 GWB i.V.m. § 2 Nr. 3 der Vergabeverordnung (VgV) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBl I S. 169 ff.), geändert durch Artikel 3 Abs. 37 

des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl I S. 1970), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-

zes vom 1. September 2005 (BGBl I S. 2676), zuletzt geändert durch Artikel 1 u. 2 V v. 

23.10.2006 (BGBI S. 2334), ist für dieses Vorhaben überschritten. 

 

b) Antragsbefugnis 

 
Der Antragsteller ist antragsbefugt, da er durch Teilnahme an dem von der Vergabestelle 

durchgeführten Verhandlungsverfahren ein Interesse am betreffenden Auftrag hat, eine 

Rechtsverletzung in seinen Rechten durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend 

macht (§ 107 Abs. 2, Satz 1 GWB) und hinreichend darlegt, dass ihm durch Verletzung von 

Vergabevorschriften möglicherweise ein Schaden drohe (§ 107 Abs. 2, Satz 2 GWB).  
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c) Rügeobliegenheit 

 

Der Antragsteller ist seiner Rügenobliegenheit gemäß § 107 Abs. 3 Satz 1 GWB nachge-

kommen. Der Antrag ist unzulässig, soweit der Antragsteller den gerügten Verstoß gegen 

Vergabevorschriften bereits im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem Auftraggeber 

nicht unverzüglich gerügt hat. 

Nach der Rechtssprechung muss die Rüge aufgrund der kurzen Fristen, die im Vergabeab-

lauf gelten, im Regelfall je nach Lage des Einzelfalls höchstens innerhalb von fünf Tagen 

erfolgen (vgl. OLG Naumburg, Beschluss vom 14.12.2004 – 1 Verg 17/04). 

Schließlich hat der Antragsteller am 24.05.2007 und am 01.06.2007 die vermuteten Verstöße 

gerügt. Der Antragsteller hat dabei auf die Schreiben des Antragsgegners vom 22.05.2007 

und 31.05.2007 reagiert. Diese Rügen sind innerhalb von ein bis drei Tagen erfolgt und sind 

damit als unverzüglich anzusehen. 

 

 

2. Begründetheit  

 

Der Hauptantrag ist nicht begründet. Dagegen ist der Hilfsantrag begründet. Der Antragsstel-

ler kann bei dem jetzigen Stadium des Verfahrens nicht gemäß § 97 Abs. 7 GWB verlangen, 

dass mit ihm der Vertrag geschlossen wird und dem Antragsgegner untersagt wird, der Bei-

geladenen den Auftrag zu erteilen. Er kann jedoch beanspruchen, dass der Antragsgegner 

die Verhandlungen mit den ausgewählten Bewerbern, beginnend mit der Versendung einer 

aussagekräftigen Aufgabenbeschreibung gemäß § 8 VOF, unter Beachtung der Rechtsauf-

fassung der Vergabekammer wiederholt. Dabei hat der Antragsgegner seine Entscheidun-

gen nachvollziehbar zu dokumentieren. 

 

Im Einzelnen: 

 

2.1 Hauptantrag 

Dem Antragsgegner wird aufgegeben, die Verhandlungen mit den Bewerbern zu wiederho-

len. Es ist der Vergabekammer verwehrt, den Antragsgegner zu verpflichten, mit dem An-

tragsteller den Vertrag zu schließen. Vielmehr steht dem Antragsgegner bei dieser Entschei-

dung ein eigener Beurteilungsspielraum zu. Daher ist es der Vergabekammer beim jetzigen 

Stand des Vergabeverfahrens auch nicht möglich, dem Antragsgegner zu untersagen, der 

Beigeladenen den Auftrag zu erteilen. 
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2.2 Hilfsantrag  

a) Wertung und Vergabe der Punkte 

Der Antragsgegner hat bei der Wertung der Verhandlungsgespräche und bei der Vergabe 

der Punkte in mehrfacher Hinsicht gegen das Transparenzgebot gemäß § 97 Abs. 1 GWB 

verstoßen.  

Aus den insoweit gefertigten Protokollen ist nicht ersichtlich, welche wesentlichen Inhalte die 

Gespräche hatten. Die Protokolle enthalten nur ganz pauschale Aussagen, etwa zu Teil-

nehmern und allgemein zum Ablauf der Gespräche. Es ist nicht erkennbar, wie die Bewerber 

die Fragen der Jury konkret beantwortet hatten. Auch weitere Fragen außerhalb des Fragen-

kataloges sind nicht festgehalten.  

Dem Gebot der Transparenz ist hiermit nicht Genüge getan, da ein Zugriff auf die Ergebnis-

se der Verhandlungsgespräche als Grundlage für die Bewertung nicht möglich ist. Schon aus 

diesem Grunde ist die Bepunktung durch die Jury nicht nachvollziehbar. Bei der Wiederho-

lung des Verhandlungsverfahrens hat der Antragsgegner die Beantwortung der Fragen da-

her im Einzelnen zu protokollieren.  

 

Die Wertung und Vergabe der Punkte ist auch unabhängig hiervon im Einzelnen nicht nach-

vollziehbar. Der Antragsgegner ist bei der Wiederholung des Verhandlungsverfahrens  

gehalten, vorab eine Bewertungsskala aufzustellen, in der festgelegt ist, unter welchen Vor-

aussetzungen für die Unterkriterien Punkte vergeben werden sollen. Damit wird nicht nur für 

den Antragsgegner die Vergabeentscheidung vereinfacht, sondern durch die Aufnahme die-

ser Bewertungsskala in den Vergabevermerk auch transparenter (vgl. VK beim RP Magde-

burg, Az 33-32571/07 VK 13/03 MD vom 27.08.2003, Müller-Wrede Verdingungsordnung für 

freiberufliche Leistungen, 2. Auflage 2003 § 16 VOF Rn. 38). Soweit der Antragsgegner gel-

tend macht, dass dies nicht praktikabel sei, überzeugt dieser Einwand nicht. Dem Antrags-

gegner ist es möglich, sich bereits vorher über die Wichtung und entsprechende Beantwor-

tung der Fragen Klarheit zu verschaffen. Die unabdingbare Aufstellung eines Bewertungs-

schemas für die Jurymitglieder zeigt auch die recht unterschiedliche Bewertung der einzel-

nen Antworten aus dem Fragenkatalog. Z.B. wurde bei der Frage „Wie hoch ist die Auslas-

tung Ihres Büros?“ mit der Beantwortung 50% bei dem Antragsteller eine Punktebewertung 

von 3 bis 5 Punkten vorgenommen. Die Beigeladene erhielt dazu bei der offensichtlichen 

Beantwortung dieser Frage mit 80 bis 90% eine Punktebewertung zwischen 4 und 5 Punk-

ten. 

Auch im Übrigen sind die Erwägungen der Jurymitglieder, die zu einer bestimmten Punk-

tevergabe führten, nicht transparent.  

Die Eintragungen der Jurymitglieder in den einzelnen Bewertungsbögen sind zum Teil 

nicht lesbar oder fehlen mitunter sogar gänzlich. Selbst bei lesbaren Eintragungen der 
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Jurymitglieder sind diese durch die kurzen stichpunktartigen Abfassungen nicht nachvoll-

ziehbar. Gerade dies ist aber erforderlich, um die Vergabeentscheidung auf Willkür und 

sachfremde Erwägungen überprüfen zu können. Der Antragsgegner führte in der mündli-

chen Verhandlung aus, dass sich die in den Verhandlungsgesprächen entstehenden sub-

jektiven Erwägungen durch die Anzahl der Jurymitglieder ausglichen. Jedes Jurymitglied 

nehme schließlich die Eindrücke anders wahr, so dass der Eine handschriftliche Notizen 

benötige und ein Anderer nicht. Zwar steht dem Antragsgegner bei der Wertung der An-

gebote ein eigener Bewertungsspielraum zu, dies setzt jedoch voraus, dass die Erwä-

gungen des Auftraggebers für einen Dritten verständlich dokumentiert sind. Dies gilt 

auch, wenn eine größere Anzahl von Personen an der Bewertung der Antworten beteiligt 

ist. Auch in diesem Falle sind die maßgeblichen Gründe für die Vergabeentscheidung im 

Rahmen des Beurteilungsspielraumes der Vergabestelle einer Überprüfung zugänglich.  

 

Der Antragsgegner hat damit kein ordnungsgemäßen Vergabevermerk im Sinne des § 18 

VOF gefertigt. Insbesondere die Begründung der Entscheidungen des Antragsgegners ist 

nicht nachvollziehbar dokumentiert. Bei einer Wiederholung des Verhandlungsverfahrens 

hat er die Vorgaben des § 18 VOF zu beachten. 

 

b) Aufgabenbeschreibung 

Der Antragsgegner hat gemäß § 8 Nr. 1 VOF die Leistung so zu beschreiben, dass alle 

Bewerber sie im gleichen Sinne verstehen können. Er hat davon abgesehen, im Sinne 

von § 8 Nr. 2 Abs. 1 VOF auf die im Anhang definierten technischen Spezifikationen Be-

zug zu nehmen. Er war somit nach § 8 Nr. 2 Abs. 2 VOF verpflichtet, Leistungs- und 

Funktionsanforderungen vorzugeben, die so genau zu fassen sind, dass sie den Bewer-

bern oder Bietern ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem Auftragge-

ber die Erteilung des Zuschlages ermöglichen. 

 

Gegen diese Vorgabe hat der Antragsgegner verstoßen. Er hat lediglich in der Bekannt-

machung ausgeführt, dass es sich um ein Laborgebäude für Verfahrens- und System-

technik mit einer Hauptnutzfläche von 2.200 m² handelt. Im Institutsgebäude der … sind 

Labor-, Büro- und Lehrstühle System- und Verfahrenstechnik, chemische Verfahrens-

technik, Regulationsbiologie und Bioprozesstechnik sowie Gemeinschaftsräume vorge-

sehen. Darüber hinaus hat der Antragsgegner den Bietern eine Liegenschaftskarte über-

geben.  

 

Dies ist entgegen der Auffassung des Antragsgegners nicht ausreichend. Diese Aufga-

benbeschreibung ist weder präzise noch vollständig. Es ist zwar zutreffend, dass sich die 
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beauftragte Planungsleistung gegenüber dem vorangegangenen Vergabeverfahren 

nunmehr geändert hatte. Gleichwohl bleiben die grundlegenden Vorgaben im Wesentli-

chen unverändert.  

Der Antragsgegner verfügte insoweit über ein Raumprogramm, über Angaben zum Kos-

tenrahmen und zur Baugrundbeschaffenheit sowie über ein Nutzungskonzept. Er ist 

gehalten, bei der Wiederholung des Verhandlungsverfahrens diese Informationen allen 

Bietern zur Kenntnis zu geben. Dies ist auch zur Wahrung des Gleichbehandlungsgrund-

satzes nach § 97 Abs. 2 GWB und § 4 Nr. 2 VOF geboten. Der Auftraggeber hat die 

Pflicht, alle Verhandlungsteilnehmer gleichzeitig und bei gleichem Informationsstand zur 

Angebotsabgabe aufzufordern.  

 

Die Beigeladene verfügte, anders als der Antragsteller, aufgrund ihrer Teilnahme an den 

vorangegangenen Vergabeverfahren über entsprechende Vorkenntnisse. Dies hat die 

Beigeladene in der mündlichen Verhandlung auch nicht bestritten. Es kann nicht ausge-

schlossen werden, dass diese Vorkenntnisse für die Beantwortung einiger Fragen hilf-

reich waren. So ist z.B. die Kenntnis des Raumprogrammes bei der Darstellung einer 

Projektanalyse von erheblicher Relevanz. Auch Informationen zur Entwurfs- und Geneh-

migungsplanung sind für Aussagen zum Personaleinsatz und Bearbeitungszeitraum von 

wesentlicher Bedeutung.  

 

Durch die vorgenannten Vorgaben ist sicher zu stellen, dass alle Bewerber über die glei-

chen Informationen verfügen. Zur Wahrung der Gleichbehandlung ist es daher nicht ge-

boten, dass der Antragsgegner die Beigeladene ausschließt. Eine solche Maßnahme ist 

nicht erforderlich und würde die Beigeladene in ihren Rechten verletzen. 

 

III. 
 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 128 Abs. 1 i.V.m. Abs. 3 Satz 1  GWB. Nach dieser 

Vorschrift hat ein Beteiligter die Kosten zu tragen, soweit er im Verfahren unterliegt. Vor die-

sem Hintergrund sind der Antragsgegner und die Beigeladene (in entsprechender Anwen-

dung des § 154 Abs 3 VwGO) als Unterliegende anzusehen, da sie mit ihren Anträgen nicht 

durchgedrungen sind. 

Es ist auch sachgerecht, dass diese Verfahrensbeteiligten die Kosten in voller Höhe zu tra-

gen haben, da dem Antragsgegner aufgegeben wurde, das Verhandlungsverfahren ab der 

Versendung der Aufgabenstellung komplett zu wiederholen. Dies ist von erheblichem Ge-

wicht. Demgegenüber tritt die Tatsache zurück, dass auch der Antrag des Antragstellers 

teilweise keinen Erfolg hatte.  
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Rechtsgrundlage für die Bemessung der Höhe der Gebühren ist § 128 Abs. 2 Satz 1 GWB. 

Danach bestimmt sich die Höhe der Gebühren nach dem personellen und sachlichen Auf-

wand der Vergabekammer unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung des Ge-

genstands des Nachprüfungsverfahrens. Als wirtschaftlicher Wert wurde der geschätzte 

Auftragswert in Höhe von € … zugrunde gelegt.  

 

Nach der Gebührentabelle der Vergabekammer, deren Grundlage die Formel € 2.500,-- plus 

0,05 % des Auftragswertes ist, ergibt sich ein Richtwert von € … (brutto). Es besteht keine 

Veranlassung, von diesem Richtwert abzuweichen.  

 

Nach § 128 Abs. 4 Satz 2 GWB hat ein Beteiligter die zur zweckentsprechenden 

Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen des Antragsgegners 

zu tragen, soweit er im Verfahren unterliegt. Der Antragsgegner ist hier als Unterliegender 

anzusehen. 

Die Beigeladene hatte die Zurückweisung des Nachprüfungsantrages beantragt. Sie ist auch 

insoweit in entsprechender Anwendung des § 154 Abs. 3 VwGO ebenfalls zur Kostentragung 

verpflichtet. 

 

Angesichts der sachlichen und rechtlichen Schwierigkeiten des Falls war die Hinzuziehung 

eines Bevollmächtigten für den Antragsteller notwendig (§ 128 Abs. 4 Satz 3 GWB i.V.m. § 

80 Abs. 2 VwVfG LSA). 

 

Die ehrenamtliche Beisitzerin, Frau Steinforth, hat den Vorsitzenden und den hauptamtlichen 

beisitzer der Vergabekammer ermächtigt, den Beschluss allein zu unterzeichnen. Ihr lag 

dieser Beschluss hierzu vor. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Entscheidung kann das Oberlandesgericht Naumburg, Domplatz 10, 06118 

Naumburg, innerhalb einer Frist von zwei Wochen, die mit der Zustellung dieser Entschei-

dung beginnt, schriftlich angerufen werden.  

 

Die sofortige Beschwerde ist  zugleich mit ihrer Einlegung zu begründen. 
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Die Beschwerde muss die Erklärung, inwieweit die Entscheidung der Vergabekammer ange-

fochten und eine abweichende Entscheidung beantragt wird, sowie die Angabe der Tatsa-

chen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. 

 

Die Beschwerdeschrift muss durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Dies gilt nicht für 

Beschwerden von juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 

 

 

 

Oanea                                                                   Winklhofer 
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